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0725017061
Gemeinde Ohlsbach
Bebauungsplan ,,Am Kappele”

1 Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Artder baulichen Nutzung

1.1.1  Allgemeines Wohngebiet (WA 1, WA 2)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO)

Zulassig sind:

=  Wohngebaude.
=  Die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden.
=  Anlagen fir soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

=  Betriebe des Beherbergungsgewerbes.
= Nicht stérende Handwerksbetriebe.
= Sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.

Unzuldssig sind:

= Schank- und Speisewirtschaften.

= Anlagen fir kirchliche und kulturelle Zwecke.
=  Anlagen fiir Verwaltungen.

=  Gartenbaubetriebe.

= Tankstellen.

1.2 MaR der baulichen Nutzung
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGBi. V. m. §§16 - 21 a BauNVO)

1.2.1 Grundflichenzahl (GRZ)

Die Grundflachenzahl betragt allgemein 0,4.

1.2.2  Zahl der Vollgeschosse

Zulassig sind allgemein Gebaude mit maximal zwei Vollgeschossen.
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Unzulässig sind:

Schank- und Speisewirtschaften.
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1.2.3 Wandhohe, Gebaudehohe

Die maximale Wandhdhe bemisst sich von der Hohe der ErschlieBungsstralle in Gebdaudemitte
(Oberkante Randstein) bis zum Schnittpunkt der AuBenwand mit der Dachhaut. Sie betrdgt in WA 1
6,50 m. Bei Gebduden mit versetztem Pultdach ist die maximale Wandhdhe auf beiden Wandseiten
einzuhalten, bei Gebauden mit ,reinem” Pultdach auf der Traufseite.

Hinweis: In WA 2 ist keine Wandhdhe festgesetzt.

Die maximale Gebaudehdhe bemisst sich von der Hohe der ErschlieBungsstraRe in Gebdaudemitte
(Oberkante Randstein) bis zum hochsten Punkt der Dachhaut bzw. Oberkante Attika. Sie betragt in
WA 1 und WA 2 10,50 m.

WA1 WA 2

Keidrvollgesqbaég

Kein Voligeschess . >
e :
|

=]

DN rrlz;x45 i EDN max.15% ‘ DN h1ax45 N GIJDN map(.1S“*-=‘,\
Vollgeschoss ; . Vollgeschoss 5 -
Gebaudehéhe Gebaudehdhe
max. 10.50 m max. 10.50 m
Wandhohe
max 6.50 m Vollgeschoss Vollgeschoss
OK Randstein OK Randstein
Stralte Strafte
Kein Vollgeschoss Kein Vollgeschoss

1.3 Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 BauNVO)

Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO sind - soweit als Gebdude vorgesehen - bis zu einer Kubatur
von 40 m? auch auRerhalb der Gberbaubaren Grundsticksflachen zuldssig, nicht jedoch im Bereich
zwischen StralRenbegrenzungslinie und vorderer Baulinie. Je Baugrundstiick sind Nebenanlagen mit
einer Gesamtkubatur von 60 m3 zulissig.

Die der Versorgung des Plangebietes mit Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser sowie zur Ableitung von
Abwasser und zur Entsorgung von Hausmiill dienenden Nebenanlagen kénnen ausnahmsweise zu-
gelassen werden, auch wenn im Bebauungsplan hierfiir keine gesonderten Flachen festgesetzt sind.

1.4 Bauweise
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

Festgesetzt ist in WA 1 eine besondere Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise, jedoch mit Be-
schrankung auf Einzelhduser bis 15 m Gebaudelange und Doppelhduser bis 18 m Gebdudelange.

Festgesetzt ist in WA 2 eine offene Bauweise.

1.5 Hauptgebauderichtung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzte Hauptfirstrichtung bzw. Hauptgebau-
derichtung ist zu beachten. Eine geringflugige Abweichung von max. 10 Grad kann zugelassen wer-
den.
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Festgesetzt ist in WA 1 eine besondere Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise, jedoch mit Beschränkung

auf Einzelhäuser bis 15 m Gebäudelänge und Doppelhäuser bis 18 m Gebäudelänge.
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1.5 Hauptgebäuderichtung
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Eine geringfügige Abweichung von max. 10 Grad kann zugelassen werden.
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1.6 Garagen, Stellpldtze und liberdachte Stellplatze (Carports)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

Garagen, Carports und offene Stellplatze sind auch auBerhalb der lGberbaubaren Grundstiicksfla-
chen zulassig.

Von o6ffentlichen Verkehrsflachen ist mit senkrecht zur StralRe aufgestellten Garagen ein Mindest-
abstand von 2,50 m, bei Garagen mit Sektionaltoren ein Mindestabstand von 1,0 m einzuhalten.
Fiir Carports betragt der Mindestabstand ebenfalls 1,0 m.

Bei parallel zu 6ffentlichen Verkehrsflachen aufgestellten Garagen und Carports ist ein Abstand von
1,0 m einzuhalten. Der Abstandsstreifen ist zu begriinen.

Die Mindestabstande diirfen durch Dachvorspriinge o. a. nicht unterschritten werden.

Offene Stellplatze sowie Zufahrten zu Garagen und Stellplatzen sind mit wasserdurchlassigen Bela-
gen auszufiihren (Abflussbeiwert max. 0,4).

1.7 Zahl der Wohnungen
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In WA 1 sind je Einzelhaus oder Doppelhaushélfte maximal zwei Wohnungen zulassig.{ln WA 2 sind
je Einzelhaus maximal vier Wohnungen zulassig.

1.8 Versorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Die oberirdische Flihrung von Versorgungsleitungen ist unzuldssig. Die seitens der Leitungstrager
vorgegebenen Mindestabstdande zu Versorgungsleitungen (z. B. Bepflanzungen) sind auch auf den
privaten Baugrundstiicken zu beachten.

1.9 MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.9.1 Baufeldraumung

Die Rodung von Gehdlzen sowie die Baufeldraumung hat auBerhalb der Brutzeit, d. h. zwischen
Oktober und Februar zu erfolgen. Sofern eine Rodung innerhalb der Brutzeit unumganglich ist, ist
gutachterlich nachzuweisen, dass Verbotstatbestande gemaR BNatSchG nicht ausgeldst werden.

1.9.2 Bauzeitenbeschrinkung

Baumalinahmen sind auBerhalb der Wochenstubenzeit von Fledermausen, d. h. zwischen Septem-
ber und April durchzufiihren. Sofern BaumalBnahmen innerhalb der Wochenstubenzeit unumgang-
lich sind, ist im Vorfeld zu lberprifen, ob nahegelegene Badume Wochenstuben aufweisen. Bei ne-
gativem Befund kann die Bauzeitenbeschrankung entfallen.
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In WA 2 sind

je Einzelhaus maximal vier Wohnungen zulässig.
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1.9.3 Reptilien-/Amphibienschutz

Vor Baubeginn ist das das Plangebiet mit einem geeigneten Reptilienzaun zu umfassen um ein Ein-
wandern der genannten Arten wahrend der Bauphase zu verhindern. Alternativ kann im Vorfeld
eine Untersuchung auf Reptilien durchgefiihrt werden. Bei negativem Befund kann die MaBnahme
entfallen.

Durch Regen entstehende Gewadsser sind umgehend zu beseitigen, um keine Laichgewasser fir
Kreuzkréten zu schaffen.

1.10 Pflanzgebote
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Je abgeschlossener 200 m? Grundstiicksfliche ist vom Grundstiickseigentiimer mindestens ein
standortgerechter Laub- oder Obstbaum anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Der Standort
ist auf dem Grundstiick frei zu wahlen.

Unbebaute Grundsticksflachen, sofern nicht fur Stellplatze, Zufahrten oder Terrassen o. &. genutzt,
sind gartnerisch anzulegen und mit gebietsheimischen Baumen, Hecken und Strauchern zu bepflan-
zen.
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2 Ortliche Bauvorschriften

2.1 AuBere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2.1.1 Fassadengestaltung

Die Verwendung von grell leuchtenden oder reflektierenden Farben bzw. Materialien ist unzuldssig.
AulRenwande sind zu verputzen oder zu verschalen. Wandverkleidungen aus Metall, Glas, Kunst-
stoff oder Keramik/Klinker sind unzulassig.

2.1.2 Déacher

Als Dachform fiir Hauptgebdude sind gleichseitig geneigte Satteldacher, Walmdacher sowie Pultda-
cher und versetzte Pultdacher zuldssig. Die zuldssige Dachneigung betragt fiir Satteldacher und ver-
setzte Pultdacher 7 bis 45 Grad, fiir Walmdacher 7 bis 30 Grad sowie fiir Pultdacher 7 bis 15 Grad.
Untergeordnete Bauteile, Dachaufbauten, Garagen, Carports und Nebengebaude dirfen auch mit
Flachdach errichtet werden.

Die Dachdeckung hat bei geneigten Dachern mit nicht reflektierenden Dachziegeln oder -steinen in
den Farbtoénen rot, braun oder grau zu erfolgen. In untergeordnetem Mal} (bis 25 %) sind auch
Metalldeckungen oder Glas zuldssig. Unbeschichtete Metalldeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei
sind unzulassig.

Dacher unter 25 Grad diirfen auch vollstdandig mit Metallblechen gedeckt werden.

Dachbegriinungen sowie Solaranlagen auf oder innerhalb der Dachhaut sind allgemein zul3ssig.
Eine Begrunung von Flachdachern wird ausdricklich begrufSt. Eine Aufstanderung von Solaranlagen
ist unzulassig.

2.1.3 Dachaufbauten
Dachgauben sind unter folgenden Voraussetzungen zuladssig:

=  Mindesthauptdachneigung 30 Grad

=  Ausbildung als Satteldach- oder Schleppgaube, Mindestdachneigung 7 Grad

=  Einzelne Dachgauben bis 1/2, Summe aller Dachgauben je Dachseite nicht mehr als 2/3 der
Gebaudeladnge.

2.2 Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Einfriedungen sind unter folgenden Voraussetzungen zulassig:

= Zaune aus Holz oder Drahtgitter bzw. Drahtgeflecht bis zu einer H6he von max. 1,50 m. Ein
lichter Bodenabstand von mind. 0,10 m zur Durchldssigkeit von Kleintieren ist vorzusehen.
=  Hecken aus gebietsheimischen Laubgehdlzen:
- bis 1,50 m Hohe ohne Abstand zur Grundstlicksgrenze.
- 1,50 m bis 1,80 m Hohe mit mind. 0,5 m Abstand zur Grundstlicksgrenze.
1,80 m bis 2,30 m Hohe mit mind. 1,0 m Abstand zur Grundstiicksgrenze.
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2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
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Untergeordnete Bauteile, Dachaufbauten, Garagen, Carports und Nebengebäude dürfen auch mit

Flachdach errichtet werden.
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Eine Begrünung von Flachdächern wird ausdrücklich begrüßt. 


Dariber hinaus sind die Regelungen des Nachbarrechtes Baden-Wirttemberg zu beachten. Mas-

sive Einfriedungen in Form von Mauern sind allgemein unzulassig.

2.3 Stiitzmauern
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Stitzmauern sind als Natursteinmauer auszufiihren und bis zu einer Héhe von 1,20 m zulassig.

2.4 Abstandsfldachen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO)

Die Abstandsflachen gemaR § 5 LBO sind zu beachten. Mit Terrassen ist zu Grundstlicksgrenzen ein
Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.

2.5 Zahl der Stellplatze
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Je Wohnung sind zwei Stellplatze nachzuweisen. , Gefangene Stellpldatze” diirfen hierbei nicht an-
gerechnet werden.

2.6 Umgang mit Niederschlagswasser
(§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO)

Das auf den Dachflachen der Baugrundstiicke anfallende Regenwasser ist - sofern keine Grundwas-
sergefahrdung zu befiirchten ist - zu versickern. Eine Versickerung kann grundsatzlich flachig oder
durch gezielte Versickerung iber die belebte Bodenschicht erfolgen. Auf die die eventuell notwen-
dige Einholung einer wasserrechtlichen Erlaubnis wird hingewiesen.

Ist eine Versickerung nicht vollstandig méglich, ist anfallendes Oberflachenwasser in die Regenwas-
serkanalisation zu leiten. Zur Riickhaltung ist je Baugrundstiick eine Retentionszisterne mit einem
nicht privat nutzbaren Riickhaltevolumen von mindestens 4 m2 vorzusehen. Zusétzlich kann ein Vo-
lumen fiir die private Brauchwassersammlung vorgesehen werden. Ein Uberlauf in das 6ffentliche
Entwasserungssystem ist herzustellen. Der Drosselabfluss des Riickhaltesystems in das o6ffentliche
Kanalnetz darf 0,5 I/s bis 1,0 I/s betragen.
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Zu Flurstück 27/2 wird in Abweichung zum Nachbarrecht Baden-Württemberg sowie zu o.g. Bauvorschrift

folgende gesonderte Regelung getroffen:

Westlich des Fußwege Anpflanzung einer mit immergrünen Pflanzen durchsetzten, dichten Hecke

mit einer Höhe von min. 2,30 m und max. 2,80 m.

Östlich des Fußweges Errichtung einer geschlossenen leichten Wand mit einer Höhe von min.

2,50 m und max. 3,0 m.

Die genannten Einfriedungen sind durch die Grundstückseigentümer dauerhaft zu unterhalten. Ein

fortwährender Bestand ist auch bei Eigentümerwechseln zu gewährleisten.
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3 Hinweise

3.1 Abgrenzung von Stralenflichen

Zur Umsetzung der ErschlieBungsstrale ist eine Angleichung des bestehenden Geldndes erforder-
lich. Da diese zwangslaufig auf privatem Grund erfolgen miissen, sind diese von den jeweiligen
Grundstickseigentimern entschadigungslos zu dulden. Gleiches gilt fur die Unterkonstruktion der
straBeneinfassenden Randsteine, welche ebenfalls geringfligig in privaten Grund eingreifen kon-
nen.

Eine angemessene Beleuchtung von Verkehrsflachen dient der Verkehrssicherheit. Die hierfir er-
forderlichen Masten werden bis ca. 0,5 m hinter der Grenze des StraBenkdrpers und damit auf pri-
vatem Grund aufgestellt. Auch dies ist durch die jeweiligen Grundstlickseigentliimer zu dulden.

3.2 Altlasten und Altablagerungen

Derzeit liegen keine Erkenntnisse zu Altlasten oder Altlastverdachtsflachen innerhalb des Plange-
bietes vor. Werden bei Erdarbeiten ungewo6hnliche Farbungen und / oder Geruchsemissionen (z. B.
Mineraldle, Teer o. d.) wahrgenommen, so ist umgehend das Landratsamt Ortenaukreis (Amt fur
Umweltschutz; Amt fir Wasserwirtschaft und Bodenschutz) zu unterrichten. Aushubarbeiten sind
an dieser Stelle sofort einzustellen.

3.3 Archdologische Denkmalpflege

Sollten bei der Durchflihrung der vorgesehenen Arbeiten archdologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, sind diese umgehend der Denkmalschutzbehérde im Landratsamt Ortenaukreis zu
melden. Die Fundstelle ist vier Werktage nach der Anzeige unberihrt zu lassen, sofern die Denk-
malschutzbehoérde einer Verkiirzung dieser Frist nicht zustimmt (§ 20 DSchG).

3.4 Baugrund

Es wird empfohlen, die Gewahrleistung der Standsicherheit auf den Baugrundstiicken durch indivi-
duelle Bodengutachten klaren zu lassen. Auf die Vorgaben der DIN 4020 bzw. der DIN EN 1997-2
wird hierbei verwiesen.

3.5 Bodenschutz

Erdaushub

Falls bei der Durchfiihrung von Bodenarbeiten geruchliche und/ oder sichtbare Auffalligkeiten be-
merkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hinweisen, ist das Landratsamt Ortenaukreis unver-
zliglich zu verstandigen.

Die Vermeidung oder die Verwertung von Erdaushub ist der Deponierung vorzuziehen. Mdéglichkei-
ten zur Vermeidung bzw. Verwertung von Erdaushub vor Ort sind bereits bei der Festlegung der
Hoéhen (Grindungstiefen, StraBen, Wege usw.) zu beachten. Sollte die Vermeidung/ Verwertung
von Erdaushub vor Ort nicht oder nur zum Teil moglich sein, sind vor einer Deponierung andere
Verwendungsmoglichkeiten (z.B. Erdaushubbdrsen der Gebietskérperschaften, Recyclinganlagen)
zu prifen.
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Auffiillungen

Bei den im Rahmen der einzelnen BaumalRnahmen ggf. durchzufiihrenden Befestigungs-, Niveau-
ausgleichs-, Verfill- oder AuffillmaBnahmen darf grundsatzlich nur unbelasteter kulturfahiger Bo-
den zur Verwendung kommen.

Sofern andere Materialien zum Einbau vorgesehen sind (z. B. Bauschutt oder Recyclingmaterial), ist
dieser Sachverhalt zwingend mit dem Umweltamt des Landratsamtes Ortenaukreis (Boden-, Was-
ser- und Abfallrecht) abzustimmen. Das Abstimmungsergebnis ist bei den einzelnen baurechtlichen
Zulassungsverfahren (Kenntnisgabe- sowie Genehmigungsverfahren) in den Unterlagen zum Kennt-
nisgabe- bzw. Genehmigungsverfahren mit darzustellen bzw. diesen beizufiigen.

Der Einbau anderer Materialien als unbelasteter kulturfahiger Boden ohne Abstimmung mit dem
Landratsamt Ortenaukreis ist nicht zuldssig.

Folgende technische Hinweise sind zu beachten:

=  Mitteilung des Umweltministeriums Baden-Wiirttemberg ,Vorldufige Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial”“ vom 13.04.2004,

=  Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Wirttemberg fiir die Verwertung von
Abfall eingestuftem Bodenmaterial, 14.03.2007 Az. 25-8980.08M20 Land/3

Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z.B. gartnerische Nutzung) sind die Vor-
sorgewerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung bzw. die Zuordnungswerte 0 (Z 0)
der vorgenannten Verwaltungsvorschrift flir Bodenmaterial einzuhalten.
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3.6 Grundwasser

Aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Bauen im Grundwasser grundsätzlich

abzulehnen. Die Höhenlage der Unterkante Kellerfußboden ist i. d. R. so zu wählen, dass diese über

den mittleren bekannten Grundwasserständen liegt.

Für unvermeidbare bauliche Anlagen unterhalb des mittleren Grundwasserstandes sowie für

Grundwasserabsenkungen im Rahmen von Bauvorhaben ist eine separate wasserrechtliche Erlaubnis

bei der zuständigen Wasserbehörde (Landratsamt Ortenaukreis) zu beantragen.

Bauliche Anlagen unterhalb des höchsten Grundwasserstandes sind wasserdicht und auftriebssicher

auszuführen. Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern / Bauteilen und sonstiger Anlagen

dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung des Grundwassers

zu besorgen ist.

Die Herstellung einer Dränage zum Absenken und Fortleiten von Grundwasser ist unzulässig.




®
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3.7 Hochwasser

Das Plangebiet befindet sich gemäß Hochwassergefahrenkarte im Überflutungsbereich eines Extremhochwassers

(HQExtrem). Innerhalb der im Überflutungsbereich eines Extremhochwassers befindlichen

Flächen ist sicherzustellen, dass

1. die Grundstücksnutzung mögliche Hochwasserschäden für Mensch, Umwelt oder Sachwerte

ausschließt,

2. bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise errichtet

werden; dabei ist die Höhe eines möglichen Schadens zu berücksichtigen;

3. keine neuen Heizölverbraucheranlagen errichtet werden;

4. bestehende Heizölverbraucheranlagen - soweit wirtschaftlich vertretbar - bis zum 5. Januar

2033 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachgerüstet

werden;

5. sonstige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen so errichtet oder betrieben

werden, dass sie nicht aufschwimmen oder anderweitig durch Hochwasser beschädigt werden

können. Wassergefährdende Stoffe dürfen durch Hochwasser nicht abgeschwemmt oder

freigesetzt werden.

Folgende Quellen für weitergehende Informationen liegen vor:

Informationsportal www.hochwasserbw.de

Leitfaden „Hochwasser-Risiko bewusst planen und bauen“

„Hochwasserschutzfibel“ des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.

3.8 Immissionsschutz

Das Plangebiet grenzt an landwirtschaftliche Flächen an. Mit zeitweiligen Beeinträchtigungen durch

die Bewirtschaftung in Form von Lärm, Gerüchen o. ä. ist daher zu rechnen.




-(Mindestgréfie 60 bis 100 cm, 2 x verpflanzt)

Gewdhnliche Hasel
Eingriffliger WeiRdorn
Hainbuche
Pfaffenhitchen
Faulbaum
Trauben-Kirsche
Schlehe

Hunds-Rose
Ohr-Weide

Sal-Weide
Grau-Weide
Buch-Weide
Schwarzer Holunder
Trauben-Holunder
Vogelbeere
Gewdhnlicher Schneeball

Corylus avellana,
Crataegus monogyna
Carpinus betulus
Eunonymus europaeus
Frangula alnus
Prunus padus
Prunus spinosa

Rosa canina

Salix aurita

Salix carea

Salix cinerea

Salix fragilis
Sambucus nigra
Sambucus racemosa
Sorbus aucuparia
Viburnum opulus

-(Mindestumfang 12-14 cm, 3 x verpflanzt)

Spitz-Ahorn
Berg-Ahorn
Schwarz-Erle
Hange-Birke
Hainbuche
Edelkastanie
Rotbuche
Zitterpappel
Vogel-Kirsche
Trauben-Kirsche
Trauben-Eiche
Stil-Eiche
Buch-Weide
Fahl-Weide
Vogelbeere
Sommer-Linde

Berg-Ulme

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Alnus glutinosa
Betula pendula
Carpinus betulus
Castanea sativa
Fagus sylvatica
Populus tremula
Prunus avium
Prunus padus
Quercus petraea
Quercus robur
Salix fragilis

Salix rubens
Sorbus aucuparia
Tilia platyphyllos
Ulmus glabra
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Anhang Pflanzenliste
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Wein Vitis vinifera

Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare

Heidelbeere, Stachelbeere, Johannisbeere, Himbeere, Brombeere
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Haselnuss Corylus colurna

Walnuss Juglans regia

Obstbäume: Apfel, Quitte, Pflaume/Zwetschge, Mirabelle, Pfirsich, Birne, Kirsche, Sauerkirsche (es

sollten regionaltypische Sorten verwendet werden)
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Sträucher 
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Bäume 


